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Nachdem die wirtſchaftliche Seite des Abkommens
von Spa im Reichswirtſchaftsrat erörtert worden iſt, begann
geſtern im Reichstage die Nechenſchaftsdarlegung der
Regierung über die Konferenz mit unſeren „Beſiegern“.
Das deutſche Volk iſt, obgleich behauptet wird, daß der Preſſe
ſienſt in Spa verſagt habe, gut über alle Einzelheiten unter

richtet, die uns jene Tage gebracht haben und es iſt ſich klar
über die Laſten, die ihm von neuem durch die Unterſchrifts-

ln, leiſtung der deutſchen e e r der Entente
ufgebürdet wurden. Der Sturmlauf des „Vorwärts“, dieIn, rſſhaftlichen Verhandlungen im vorläufigen Reichswirt

iſe uſt ſchaftsrate zu unterbinden, iſt geſcheitert; man hat ſich
e arüber ausgeſprochen, wie nachteilig die Mehrabgabe von

nell Heß gohlen der deutſchen Jnduſtrie ſein wird und durch welche
Maßnahmen man der induſtriellen Kohlennot wird begegnen

ren en um die. deutſche Volkswirtſchaft nicht zu ſchädigen.
danach wurden in Ausſchüſſen Ernährungsfragen erörtert

alderſtr 9 und nun beginnt die Arbeit der gusführenden Organe die
itewaren n mit den Bergarbeiterverbänden über Leiſtung und Mehr-

förderung verhandeln. Damit iſt für die Außenwelt die wirt-
ſchaftliche Seite des Abkommens von Spa „erledigt“, ſoweit

der en ger uns nicht ſeine Folgen deutlicher zu
ſpüren geben wird.

Nach dieſem Vorſpiel begann nun geſtern im Reichstag
el der politiſche Teil der Rechtfertigung der Miniſter dem
fer deutſchen Volke gegenüber. Rein äußerlich ſchon zeigte der

Reichstag das Bild eines großen Tages Die Tribünen
ine I vceren überfüllt. Als erſter nahm Reichskanzler Fehren-

bach das Wort. um in kurzer Rede die einzelnen Punkte der
Konferenz zu rekapitulieren. Bei dieſer Gelegenheit konnte

r ſich einen öffentlichen Dank an den Miniſter des Aeußern
nicht verkneifen, wozu Herr Fehrenbach ja auch Anlaß genug
haben dürfte, der in Spa alles andere als Talente zu
einem großzügigen Staatsmann gezeigt hat. Bei der Er-
örterung der Entwaffnungsfrage richtete er einen
Appell an das deutſche Volk, Putſche und Unruhen jetzt zu
vermeiden. Ob er ſich dabei nach links gewendet hat, ſchreibt

der Bericht nicht. Die Geſetzesvorlage über die Entwaffnung,
die der Reichskanzler ankündigte, wird dieſer Seite des

Hauſes nicht genehm ſein, zumal die Unabhängige Partei
leitung gerade in dieſen Tagen einen Aufruf für „Neutralität“
richtet, der kurz mit „Bereit ſein iſt alles!“ zu über-

ſchreiben iſt.

Auch Herr Fehrenbach hat das Ruhrgebiet vor der
ſchwarzen Schmach nur durch Unterzeichnung des Abkom-
mens retten können, und da er an die guten Kräfte im
deutſchen Volke glaubt, die die Erfüllung der neuen Fron
bringen werden. ſo konnte er ſeine Rede unter Beifall des

Hauſes ſchließen. Wir glauben auch an die unüberwindliche
Kraft im deutſchen Volke, aber wir haben doch manchen Grund
zur Annahme, daß unſere Meinung mit der unſeres auf woll
geſtimmten Reichskanzlers nicht ganz auf den richtigen Ton
zu bringen ſein wird.

Der Miniſter des Auswärtigen Dr. Simons hatte,
das ſei zugegeben, weſentliche klarere Formen. Er

ftreifte die politiſchen Ereigniſſe der letzten Zeit, ſprach über
Spa, leider auch über die Flaggenangelegenheit, über die zu
reden. jedem Deutſchen die Schamröte ins Geſicht ſteigen

müßte und er wünſchte ſeinem „Freund“ (geſagt hat er das
war nicht!) Lloyd George gute Geſundheit. Darauf ſtellte
r noch einmal die deutſche Neutralität gegenüber den beiden,
f im Oſten bekriegenden Staaten feſt und ſprach dann
ſolgende Worte qus: „Jch ſehe auch nichts Schlim-
nes an der Sowjetrepublik; es wird dort eine
r Aufba utätigkeit getrieben, die uns vielfach als
Nuſter dienen könne. Dieſe von Sachkenntnis gerade

u muſterhaft ungetrübte Feſtſtellung aus dem Munde
m Außenminiſters iſt von denen mit Beifall quittiert
n denen Rußland näher am Herzen liegt als unſer
aterland. Der kurze telegravhiſche Bericht läßt eine Aus

vertung dieſer Verbeugung nach Moskau noch nicht zu, aber
nach dem „Zuruf von links: Das habt Jhr wohl. nicht er
dte kann. man auf günſtige Kommentare von der „Frei-
x bis zum „Volksblatt“ gefaßt ſein. „Jhr“ das iſt

t was jenſeits der Herren um Schiffer und Scheidemann
t „Ihr“ das iſt alles, was im deutſchen Weſen ein Heil
für die Zukunft ſieht „Jhr“ ſo verächtlich das aus Prole-
ariermunde nur geſprochen werden kann, das iſt alles, was

eine heiße Liebe zum deutſchen Vaterlande in ſich trägt, die es
Lern wieder beweiſen möchte, wenn es gilt, ſich für Deutſchtum
und deutſches Weſen einzuſetzen. Bei Gott, das hat man nicht

Drogeriet
der Fabrik

aus dem Munde des Auswärtigen erwartet, der in Spa mit
erlebt hat, was man aus Deutſchland zu machen gedenkt,
wenn die Aufbautätigkeit eines Sowjetrußlands bei uns

welätigt werden würde. Herrn Simons, der neuen Richtung

uns in Spa klar geworden.

im Rate, war es vorbehalten, das erſte deutſche Miniſterwort
der Anerkennung den Sowjets zu zollen. Man wird ſich
deſſen gelegentlich erinnern müſſen. 5. H.

Der Verlauf der Sitzung
w. Berlin, 26. Juli

Die Tribünen weiſen eine reiche Fülle auf, desgleichen ſind
das Haus und die Miniſterbank ſtark beſetzt.

Präſident Loebe gedenkt der deutſchen Abſtim-
mungsergeb niſſe in Oſtpreußen, ein Stolz und Troſt
für uns. Wir können jetzt der Abſtimmung in Oberſchleſten n
Ruhe entgegenſehen. Die Abſtimmung erfüllt uns auch mit der
Hoffnung, daß auch die anderen uns auferlegten Laſten des
Verſailler Friedens wieder gut gemacht werden, freilich nicht
mit Gewalt, ſondern aus der Macht des Rechts. Er gedenkt
aller, die ihr Bekenntnis zum deutſchen Vaterlande dargelegt
haben. (Allſeitiger Beifall.)

Der erſte Punkt der Tagesordnung: Wahl des Prände
zund Vizepräſidenten wird gemäß dem Antrag Burlage (Ztr.)
und Müller-Franken (Soz.) durch Zurufe erledigt.

Abg. Schulze-Bromberg (Deutſchnat.) bemerkt dabei, daß
ſeine Partei gegen die Perſon des unabhängigen Vigzepräſiden-
ten noch immer an ihrer Abneigung feſthalte, aber keine
Konſequenzen mit Rückſicht auf die Geſamtlage daraus ziehen
wolle.

Der bisherige Präſident und derpräſident werden wiedergewählt.Reichskanzler Fehrenbach erſtattet ſodann

Bericht über Spaa
und dankt dabei dem Miniſter des Auswärtigen Dr. Simons
für die geleiſtete Arbeit. Viel Neues laſſe ſich über Spa nicht
ſagen, zumal das Meiſte ſchon durch die Preſſe bekannt gewor-
den ſei. Die Verhandlungen hätten ſich nicht zwiſchen gleichen
Parteien vollzogen, ſondern den Charakter eines ultimatiints-
artigen Diktats getragen. Zweimal ſtanden wir vor der Frage
des Abbruches der Verhandlungen.
gefügt, aber ſowohl bei der Entwaffnungsfrage, wie bei der
Kohlenfrage unſern Standpunkt gewahrt. Unſer Rechtsſtand-
punkt baſiert auf dem Volksrecht, deshalb müſſen wir den Ein
marſch der fremden Truppen ablehnen. Gegen den Einmarſch
gibt es nur ein Mittel, die eingegangenen Verpflichtungen ſo
ſorgfältig wie möglich zu erfüllen.

Jn bezug auf die Reich swehr haben wir keine offenen
Ohren gefunden, es wurde uns nur eine Friſt von einem halben
Jahre zugeſtonden. Auch in der Entwaffnung unſeres Volkes
müſſen wir den Wünſchen der Entente entfprechen, um das
Mißtrauen zu beſeitigen. Er warne deshalb vor etwaigen
Putſchen oder Unruhen, die jetzt gerade ein Verbrechen an der
Nation ſeien. Jn den nächſten Tagen werde eine entſprechende
Geſetzesvorlage dem Hauſe zugehen. Auch in der
Kohlenfrage ſind viele Sachverſtändige der Anſicht, daß die uns
auferlegten Laſten unmöglich ſeien, aber in der Gefahr greife
man zu dem letzten Mittel, um das große Unglück des Vater
landes zu vermeiden. Alle Kräfte müſſen herangezogen werden,
um die Aufgabe zu erfüllen.

Er dankt der Bergarbeiterſchaft für ihre vaterländiſche
Kundgebung, daß ſie die Laſt auf ſich neqmen, aber desgleichen
auch den Transportarbeitern, die im Reichswirtſchaftsrat eine
öffentliche Erklärung der Bereitwilligkeit abgegeben haben.
Einem kraftvollen Volke iſt bei Anſpannung aller Kräfte auch
das Unmöglichſte ſchon möglich geworden. Jetzt ſoll es zeigen,
welche körperlichen, geiſtigen urcd moraliſchen Kräfte ihm inne
wohnen. (Lebhafter Beifall.)

Miniſter des Auswärtigen Dr. Simons verweiſt zur Unter
ſtützung ſeiner Ausführungen auf die vom Auswärtigen Amt
herausgegebene Denkſchrift, die namentlich zur Entwaffnungs-
frage und zur Kohlenfrage genaue Unterlagen gibt und auch die
Stellungnahme der Sachverſtändigen enthält, namentlich die
Ausführungen der Herren Hue und Stinnes. Er dankt im
Namen des Kabinetts allen Sachverſtändigen für ihre hingebende
Tätigkeit, für die Ergebniſſe von Spa aber tragen die Miniſter
gemeinſam die Verantwortung und harren des Urteiles des
Hauſes. Er bitte nicht dem einzelnen nachzuforſchen, wie ſich
jeder einzelne Miniſter zu den einzelnen Punkten geſtellt hat.
Für uns war es ein Ringen um die einzelnen Punkte, für die
Entente war es mehr. Es handele ſich für ſie um die Ver-
teilung der Beute von Verſailles. Daß unſere Gegner den
Friedensvertrag von Verſailles außerordentlich ernſt nehmen, iſt

Da heißt es nicht immer vom
Schmachfrieden reden, ſondern die Zähne ſtillſchweigend zu
ſammenbeißen und ihn durchzuführen verſuchen. Der Friede
entſpricht weder dem Waffenſtillſtand, noch dem Völkerrecht. Wir
müſſen warten, bis eine höhere Macht die Gegner eines beſſeren
belehrt. Bis dahin aber wollen wir uns bemühen, dem Ver-
langen zu entſprechen. Die Alliierten würden den Einmarſch
ins Ruhrgebiet als einen Sprung ins Dunkle nur ſehr ungern
vorgenommen haben, aber ſie hätten es trotzdem getän, wie ihm
Graf Sforza ſelbſt geſagt habe. Was dann bei der einſetzenden
Sabotage geſchehen werde, ſei nicht auszudenken. Sr freue ſich
in dem Botſchafter Laurent einen Mann nach Berlin bekommen
F haben, die wirtſchaftlichen Beziehungen mit Frankreich

rederaufbauen wolle
Redner kommt dann auf die n n us wärtige

Vize

u ſprechen. Die franzöſiſche Botſchaft habe dasAmt vorher von der geplanten Feier verſtändigt. Wir waren im
Umrecht und mußten für den ich eines Toren

Wir haben uns ſchließlich

Die Rechtfertigung im Reichstag
Unſere Miniſter über Spa Dr. Simons ſtellt die Sowjetrepublik als Muſter hin Waffenſtillſtand im

Gſten Ein Waffentransport der Entente in Marburg angehalten
geben, ſowie wir ſie in vielen Fällen für uns verlangt haben.Gegen die franzöſiſche Geſandtſchaft in Heünthen habe er bereits

proteſtiert, trotzdem habe Herr Dard den hayriſchen Miniſter
präſidenten wie Zieten aus dem Buſch überrumpelt. Bayern
ſeinerſeits wird keinen Geſandten nach Paris ſchicken. Eine
Furcht vor der bayriſchen Regierung wegen etwaiger Errichtung
einer neuen Mainlinie ſei abſolut unangebracht.

Was die Verhaftung Dr. Dortens anlange, ſo habe
er gegen derart eigenmächtige Handlungen einzelner Regierungs
ſtellen kein Verſtändnis. Es liegt hier unſererſeits ein Verſtoß
gegen das Völkerrecht vor. Herr Dorten ſei bereits wieder unter
wegs nach Wiesbaden. Jn der Kohlenfrage hat Lloyd George
zu unſeren Gunſten eingegriffen. Er hat dabei ſicher nicht an
unſeren Vorteil gedacht. aber er hat einen offenen Blick, und
ich will ihm, der jetzt erkrankt ſein ſoll, wünſchen, daß er bald
wiederhergeſtellt ſein wird. Mit Jtalien werden ſich unſere
Beziehungen bald wieder einrenken, da wir viele gemeinſame
Jntereſſen haben. Mit Amerika befinden wir uns noch
immer im Kriegszuſtande. Ein Ende iſt vor März nächſten
Jahres nicht abzuſehen, dagegen ſetzen aber drüben humanitäre
Beſtrebungen ein, für die wir herzlich danken.

Er beſpricht ſodann die äußeren Erlebniſſe in Spa
und bedauert, daß ſo vielfach der Haß der belgiſchen Bevölkerung
zutage getreten ſei. Er geht hierauf zu einer Schilderung des
Verlaufes der Konferenz über und legt dar, wie allmählies ſich
an Stelle des bloßen Diktats die Möglichkeit von Verhandlungen
ergab, was namentlich bei der Abänderung der Si its
polizei zutage trat. Bei der Entwaffnungsfrage blieb die Entente
unbeugſam, trotz der drohenden Verwicklung im Oſten. Wir
wollen in dem ruſſiſch- polniſchen Kampfe neutral fein, aber
der Verſailler Vertrag macht uns dies ſchwer.
Wir laſſen daher keine Transvporte für die
beiden Mächte durch unſer Gebiet hindurch und
haben jede Ausfuhr von Waffen und Munition dorthin unter
ſagt. Man hat uns vorgeworfen, wir hätten die bolſchewiſtiſche
Regierung jetzt anerkannt. Das ſei ſchon zur Zeit des Friedens
von Vrefl-Litowsk der Fall geweſen.

Er ſehe auch nichts Schlimmes an der Sowjetirepublik es
werde dort eine rege Aufbautätigkeit getrieben, die uns vielfach
als Muſter dienen könne. (Beifall links; Zuruf links: das habt
Jhr wohl nicht erwartet.) Nun hat man uns geraten, uns in
Rußlands Arme zu werfen, um die Verſailler Perpflichtungen
loszuwerden, davor werden wir uns hüten. Wir hätten an einem
dreißigjährigen Kriege genug. Wenn Polen ſeine künftige Auf
gabe darin ſuche, eine Brücke zwiſchen Rußland und Deutſchland
zu bilden, werde es eine höchſt unglückliche Zukunft haben. Das
Gegenteil könne der Fall ſein, wenn es eine Brücke ſein ſolle,
Deutſchland habe nichts gegen Polen. Er kommt ſodann auf
Bela Khun zu ſprechen. Nachdem das Auswärtige Amt Kennt-
nis von der Anweſenheit Bela Khuns erhalten hätte, mußte es
der Entente liberal wie Ungarn gegenüber eingreifen und iher
und ſeine Kollegen feſtnehmen. So lange die Feftgenommenen
ſich bei uns befinden, wird ihnen nichts geſchehen. Stellt ſich
heraus, daß Bela Khun nur ein politiſcher Verbrecher iſt, wird er
dorthin gebracht werden, wohin er wünſcht. Jm anderen Falle
wird er anusgeliefert.

Der Miniſter beſpricht die Verhandlungen im Reichswirt-
ſchaftsrat, verlieſt die dort angenommmene Reſolution und
appelliert an das Haus, der Regierung das gleiche Vertrauen mit
auf den Weg zu geben, wie bei der Konferenz in Spa.

Die Beſprechung wird ſodann auf morgen vertagt. Eine
Reihe kleinerer Vorlagen wird ohne Beratung in allen drei
Leſungen genehmigt.

Nächſte Sitzung morgen 2 Uhr. Schluß 734 Uhr.

Das Weißbuch über Spa
w. Berlin, 26. Juli.

Das dem Reichstage zugegangene Weißbuch über Spaa
enthält eine Denkſchrift mit 26 Anlagen. Die Ein leitung
der Denkſchrift behandelt die Einberufung der Konferenz. Die
Anlagen dazu enthalten die Einladungsnote und das Ver-

zeichnis der Delegierten. 5Die Denkſchrift ſelbſt zerfällt in 5 Abſchnitte: 1. Mili-
Märiſche Fragen 2. Die Kriegesſchuldigenfrage. 3. Die Kohlen
frage. 4. Wiedergutmachung. 5. Die Ernährungsfrage.

Anlagen zum erſten Abſchnitt ſind eine Denkſchrift über die
Organiſation der Sicherheitspolizei, die Noten
des Präſidenten der Konferenz wegen Nichterfüllung militäriſcher
Verpflichtungen und wegen Nichtherabſetzung der Heeresſtärke,
beide vom 12. Juni, die deutſchen Vorſchläge über die Ver
minderung der Reichswehr vom 7. Juli, das Konferenzprotokoll
vom 9. Juli und amtliche Veröffentlichung der „Deutſchen All
gemeinen Zeitung“ vom 12. Juli, die ſich gegen die Darſtellung
wendet, als hätte Deutſchland durch die Unterzeichnung der
militäriſchen Abmachungen einen Freibrief für die weitere Be-
ſetzung deutſchen Gebietes gegeben.

Jm Abſchnitt 2 iſt als Anlage das Konferenzprotokoll vom
10. Juli über das Berfahren gegen die Kriegsſchuldigen bei-
gefügt.

Der 8. Abſchnitt gibt zunächſt ein Vihd deſſen was ſeit dernrtergeichnung des Friedensvertrages n Sechen ber Kohlen
liefe rungen geſchehen iſt. Daxan ſchließt ſich eine knappe
Darſtellung des derwickelten Ga der Verhandlungen ven
Epa. Als Anlagen find beigefügt, Entſcheidung der Allierten
dom 7. Juli. Ein Auszug aus den Reden von Stinnes und
Hue vom 10. Juli, eine Tabelle der Kohlenförderungen und des
Kohlenverſandes in Deutſchland vom Juli 1919 bis zum Mai
1920. der erſte deutſche Vorſchlag zur Kohlenfrage, eine Nieder
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ſhrtft über die Sachverſtändigenkonferenz vom 11. Juli, die Er
läutevungen des zweiten deutſchen Vorſchlages durch Stinnes
und Lübſen vom 13. Juli, der dritte deutſche Vorſchlag mit der
Antwort der Alliierten vom 15. Juli. Der letzte deutſche Vor
ſchlag vom 15. Juli mit der Erklärung Llond Georges über die
Lieferungen aus Oberſchleſien, das Konferenzprotokoll vom
16. Juli mit Anhang und Aufzeichnungen über die finanzielle
Wirkung des Kohlenabkommens.

Jm 4. Abſchnitt über die Wiedergutmachung ſind die
finongziellen Vorſchläge der deutſchen Regierung, der Plan für
die Sachleiſtungen gemäß Artikel 286 und Anlage 4 zu Teil 8
des Friedensvertrages und eine Anregung für die Durchführung
des Wiederaufbaues der zerſtörten Gebiete, ſo ie eine Zu
ſammenſtellung der erledigten Lieferungen und Leiſtungen, die
Deutſchland auf ſeine iedergutmachungsſchuld anzurechnen
ſind,

Nach dieſer Zuſammenſtellung beträgt der Geſamtwert
ab getretenen Saargruben nach vorſichtiger

Schätzung 1 Milliarde Goldmark, der Wert des anrechnungs
ßähigen Reichs und Staatseigentums in den abgetretenen Ge
bieten etwa 6,8 Milligrden Goldmark, dazu kommen als eigent
liche Wiedergutmachung die abgelieferte Handelsflotte mit
mindeſtens 4 Milliarden, die in der Ablieferung begriffenen
Tiere mit mindeſtens 180 Milliarden (dieſe Zahl wird ſich nach
dem Weltmarktpreiſe noch bedeutend erhöhen), die ſtrafweiſe ab
gelieferten land wirtſchaftlichen Maſchinen mit 12 Millionen, die
bis zum 1. Juli 1920 gelieferten 5 650 000 Tonnen Kohlen mit

280 000 000, bſtoffe mit 8 Millionen, Wert der Kabel nach
Abzug der Regierungskabel mit 64,65 Millionen, Eiſenbahn
material mit rund 125 Milliarden Goldmark. Für die ver-
ſchiedenen alliierten Kommiſſionen wurden bisher gezahlt rund
9 Milliarden ark. Der Wert der Rücklaßgüter iſt mit
6,5 Milliarden Goldmark anzuſetzen. Das gibt zuſammen eine
Summe von 20 Milliarden, 108 Millionen 650 000 Goldmark.
Gemäß Artikel 235 des Friedensvertrages können aus den erſten
20 Milliarden Wzuhlt werden Rohſtoffe und Lebensmittelbezüge,
ſowie die Unter aWing der Beſatzungsheere. Der bisherige Ge
ſamtaufwand für die erſtgenannten kann auf 2 Milliarden, die
Koſten für die Unterhaltung der Beſatzungsheere auf mindeſtens
eine halbe Miarde geſchätzt werden.

Der 5. und letzte Abſchnitt über die Ernährungsfrage
weiſt darauf hin, daß die Verhandlungen mehrfach Gelegenheit
boten, die ſchwierige Ernährungslage der Kohlenarbeiter zur
Sprache zu bringen. Als Anlage iſt eine Note vom 12. Juli über
die Ernährungslage Dentightand beigefügt.

W. Berlin, 26. Juli.
Die Beratungen über den neuen Entwurf eines Reichswehr-

geſetzes im Reichsrat beginnen übermorgen. Jn der Hauptſache
unterſcheidet ſich der neue Entwurf von dem durch die Preſſe
veröffentlichen dadurch, daß die Aufhebung der Wehrpflicht darin
beſonders ausgedrückt iſt, in dem zu Paragraph 1 der Zuſatz ge
macht worden iſt: „Die allgemeine Wehrpflicht iſt abgeſchafft.
Alle bisherigen Beſtimmungen hierüber ſind aufgehoben.

Waffenſtillſtand im Oſten
Die Rüſtungen gehen weiter

(Von unſerem Sonderberichterſtatter.)
b. Warſchan, 26. Juli.

Extrablätter verkündeten geſtern die Annahme des polniſchen
Weffenſtillſtandsangebotes durch die Sowjetregierung, Auch hier
iſt man darauf gefaßt, daß der Waffenſtillftand nicht den Beginn
der Friedensverhandlungen bedeutet, es werden daher die Ein
ziehungen mit aller Energie fortgeſetzt.

Dr. Simons über die Lage
(Von unſerm Sonderberichterſtatter.)

h. Berlin, 26. Jnli.
Reichsminiſter des Auswärtigen Dr. Simons empfin

einen Vertreter eines hieſigen Nachrichtenbüros und ſpra
ihm nüber über die durch den erfolgreichen Vormarſ

der ruſſiſchen Sowjetarmee gegen die Polen geſchaffene Lage
aus. Der Miniſter brachte zum Ausdruck, daß eine Unterſchätzun
der Gefahr, die auch der deutſchen Neutralität durch dieſen Kam
erwachſe, gefährlich ſei, wenn wir auch durch die Neutrali-
tätserklärung klar und unzweideutig unſeren Willen zumAusdruck gebracht hatten, uns in dieſem Kriege von jeder Partei

nahme fernzuhalten, ſo dürfe man doch nicht verkennen, daß es
iſſe Momente gibt, die unſerer Neutralität im Wege ſtehen.

dürfe zugeben, daß die Lage in vielfacher Hinſicht ge
ſpannt ſei, und da der Friedensvertrag Deutſchland der Macht
mittel beraubt hätte, die m dazu hätten dienen können, ſeinen
S auch gegen anderes gerichtete Abſichten nachdrück-
lichen Rückhalt zu geben, ſo müßte man ſich mit der Möglichkeit
vertraut machen, daß von ſelbſt eine oder die andere Seite Ver
ſuche machen werde, Deutſchland mit Mitteln, die ihm felbſt nicht

zu en u einer Aenderung ſeiner Haltungzu veranlaſſen. an dürfe nicht vergeſſen, daß Frankreich, da
v Offiziere uſw. innerhalb der polniſchen Front hätte, aktiv am
Krieg gegen Sowjetrußland teilnimmt und auch England könnte
nicht neutral genannt werden, da es zugunſten der
veniert hätte. Die Gefahr, die Entente verſuchen könnte,
Deutſchland als Etappen und Aufmarſchgebiet zu nehmen, kann
nicht gnet werden, doch müßte man daran feſthalten, daß
v land durch irgendwelche Gründe durch eine rechtsgültige
Verpflichtung nicht dazu veranlaßt werden könnte, einem ſolchen
Vorgehen der Entente ſeine Zuſtimmung zu geben. Wenn es
uns auch, abgeſehen von gewiſſen Klauſeln des Friedensvertages,
nicht verwehrt werden könnte, über Lieferung von Waffen und
Munition nach freiem Erwägen zu verfügen, ſo würde doch die
Erlaubnis zum Durchmarſch von Truppen mit unſerer
Reutralität nicht im Einklang zu bringen ſein. Mit allen
Ritteln müßte darum das deutſche Volk bedacht ſein, nicht von
dem geraden Wege, den es beſchritten hat, ſich abbringen zu

olen inter

Die Eiſenbahner in Front
(Von unſerem Sonderberichterſtatte r.

h. Berlin, 26. Jul.
Die Reihegewerkſchaft deukſcher Eiſenbahnbeamten und An

wärter, die Gewerkſchaft deutſcher Eiſenbahner und der all
gemeine Eiſenbahnerverein richteten folgenden Aufruf an die
dertſchen Tiſenbahnbeamten und Arbeiter:

——2 (achdruk verboten

Die Kinderloſen
32 Roman von Marie Diers.

Wie er im letzten Stückchen Weges an die Steine kam,
die ſich im Laufe der Zeit zu einer Art Treppe ausgetreten
hatten, verdichtete ſich die flatternde, wirbelnde Angſt in
ibm zum plötzlichen Stoßgebet. Er fühlte wohl, daß er beim
lieben Gott viel, ſehr viel auf dem Kerbholz hatte, grade wie
bei der Mutter. aber die große Angſt ließ ihn das alles
hinter ſich werfen, und er betete ſein armes ſtammelndes
Sprüchlein mit einer Stärke und einer Jnbrunſt, wie nur
je ein leuchtender Glaubensheld mit ſeinem Gotte ge
rungen hat.

Und als wollte der ihm auch gleich ein Seil zuwerfe
zum Zeichen, daß er ihm trotz alledem nicht ganz böſe ſ
tat ſich auf ſein Klingeln die Tür auf, und die alte Mutter
kam ſelbſt herous, leibhaftig und lebend. Da floß ihm
alles Blut vom Herzen wieder zurück, er tat einen Atemzug
wie aus einem tiefen Brunnen heraus und lachte übers
ganze Geſicht vor Freude und rief ihr in ihrem lieben Platt-
dentſch zu:

„Mudding, heſt du mi'n Schreck injagt!“
Jn dem Augenblick kam der alte Jonenz aus dem

Holzſtall geſchlorrt, und er war dann eher als die Mutter
am Zaun. Da merkte der Tien doch, daß die Alte merk
würdig lahm gehe, und es lief ihm mitten in ſeiner Freude
ein kalter Tropfen den Rücken entlang.

„Jch denk, Mudding, du büſt krank?“ ſagte er als er
drin war. Faßte ihre Hand, die war welk und heiß.

„Mi is nicks nich miehr recht“, ſagte fie mürriſch, zog
ihm die Hand fort und kehrte fich wieder dem Hauſe zu.
„Du jaſt mi bloß noch allens 'n bäten upſchrisben.“

ſagte zu eigenen Sorge, die in ihm ihr
ſchwarzes Haupt erhob: Ach was!“ und ſchüttelte ſie hinter
ſich. Er war nur froh, daß er die Alte ſah und ihr Ge-
qnängel börte. Alles andere boatte Zeit.

„Die Reichsregierung hat die Neutralität der Republik
Deutſchland in dem Kampf zwiſchen Sowjetrußland und den
Polen erklärt. Dieſe Neutralitätserklärung legt Deutſchland u. a.
die Pflicht auf, zu verhindern, daß militäriſche Transporte für
die eine oder andere der kriegführenden Parteien durch Deutſch
land geleitet werden. Sollte in dieſer Hinſicht irgendwelcher
Druck auf die deutſ-he Regierung ausgeübt werden, ſo erkläven
die Großorganiſationen der deutſchen Ciſenbahnbeamten und
Arbeiter, daß ſie unter keinen Umſtänden eine Verlehung der
Neutralitätspflicht zulaſſen und mit allen Mitteln derartige
Transporte verhindern werden. Jede diesbezügliche
Aufforderung iſt vom Eiſenbahnperſonal zurückzuweiſen. Jede
Hilfeleiſtung iſt Verrat am Vaterland.

Ein Ententetransport angehalten
w. Marburg, 26. Juli.

Hier traf geſtern nachmittag, wie die „Heſſ. Landesztg.“
meldet, aus Gießen kommend ein polniſcher Kriegs
transportzug ein. Jm Zuge befanden ſich fremde Offi
ziere mit Frauen und Kindern, ſowie einige Wagen Ge
wehre und Munition. Auf dem Marburger Bahnhof
fand ſich auf die Kunde von dem Eintreffen des Zuges eine
große Menſchenmenge ein, die gegen den Weitertransport Pro
teſt erhob. Einige Wagen wurden aufgeriſſen und die darin be
findlichen Gewehre herausgeholt und zerſchlagen. Der Zug
bleibt bis zum Eintreffen einer Nachricht von der Roichsregie-
rung auf einer Station in der Nähe von Marburg.

W. Berlin, 26. Juli.
Amtliche Nachrichten beſtätigen, daß ein augenſcheinlich mit

Kriegsmaterial nach Polen beſtimmter Zug ans Koblenz kom
mend in Marburg angehalten wurde. Es handelt ſich offenbar
um den ſogenannten Koloniazug, d. h. um einen der 155 Züge,
die auf Grund des deutſchpolniſchen Wirtſchaftsabkommens vom
22. Oktober 1919 teils mit militäriſchen Gütern für die Zivil
bevölkerung durch Deutſchland durchgeführt werden. Die Eiſen
bahndirektionen hatten bereits von dem Vorfall telegraphiſch An
weiſung erhalten, derartige Züge nicht mehr anzunehmen, doch
ſcheint dieſer Zug beim Eintreffen dieſer Anweiſung bereits auf
deutſchem Gebiet geweſen zu ſein. Weitere Weiſungen werden
ergehen, wenn nähere amtliche Feſtſtellungen über den Jnhalt
des Zuges vorliegen.

Grodno „zurücherobert“
(Von unſerm Sonderberichterſtatter.)

h. London, 26. Juli.
Jnfolge der Jnſtruktionen der Sowjetregierung an den bol

ſchewiſtiſchen Oberbefehlshaber, daß die Armee ſich zurückziehen
ſolle, ſind die Polen wieder in den Beſitz von Grodno gelangt.

Sie hatte ihm innen nichts zurechtgeſtellt,
ihre Mode war. Da ſtand kein Glas, keine Zigarrenkiſte,
da ging ſie auch nicht an den Eckſchrank. Aber an ihrem
alten gelben Schreibſchrank hatte ſie die Platte heraus-
gezogen, Papiere hingelegt und Schreibgerät aufgeſtellt.
So ſolle er ſich hinſetzen und ihr' Sach durchſehen und
aufſchreiben, was ſie ihm ſagen würde. Und wie ſie das
alles anordnete und befahl, klang ihre Stimme matt, und
in ihren lederzähen Wangen hatte ſich eine Röte ange
ſammelt und ihre Schläfen klopften.

Nein, nein, es ſtand nicht gut um die alte Matte
Gallöper.

Tien verſuchte, ihren Anweiſungen nachzukommen.
Darin kannte er die Alte. Die lief nur auf ihrer eigenen
Linie, da ließ ſie ſich nicht quer kommen, von keinem. Da
ergab er ſich und ließ ſeine ganze Doktorei, die ihm mit
großer Angſt in die Kehle ſtieß, ſitzen und nahm die
Papiere zur Hand. Das waren Grundbuchverſchreibungen,
Ausſtellungen von Banken und Hypothekenakten. Neben
alledem lag eine alte Schieferwfel, verkratzt, mit einem
Querſprung darin und halb vergangenen Linien. Möglich,
daß es ſeine eigene erſte Schultafel war. Darauf hatte mit
zittrigem Griffel die Alte allerhand Notizen gemacht. Dem
ſo viel und das und das. Dem ſo viel uſw. Ein paarmal
war ausgewiſcht und neu geſchrieben, man ſah's noch an den
halb mit ausgewiſchten Buchſtaben der oberen und unteren
Reihe. Alles in allem hatte die Alte da ein Meiſterſtück von
Ausgleichung zuſtande gebracht. Auch bei ihm. Seine
Blicke blieben darauf hängen. Merkwürdig ſtreifte es ihn.
Es war doch immer ihr Beſter geweſen. Hier ſtand er wie
eine Zahl unter andern Zahlen. n We tt. Nein,
weniger noch: benachteiligt oder etwa nicht

Trotz der ſchweren Erſchütterung in ihm, die ihn bis
in die Fingerſpitzen hinein kältete, regte fich der praktiſche
Geſchäftsjunge, der Sohn der alten Matte in ihm. „Worüm
m ick weniger hebben als Heinrich?“ fragte er durch die
Zäbhne.

wie ſonſt

Dr. Dortens Verhoftung
W. Leipzig, 26 Juni. pringt

Wie gemeldet wird, befindet ſich Dr. Dorten, der im u r
mobil von Wiesbaden nach Leipzig gebracht wurde, ſeit Sonnd d
hier in Unterſuchungshaft. Er iſt a en bereits vernom den
worden und hat gegen ſeine Verhaftung Beſchwerde eingeh 5
Die Verhaftung iſt auf einen bereits im Juli rigen Jahre e
Unterſuchungsrichter beim Reichsgericht wegen andesd om geſte
rats erlaſſenen Haftbefehls zurückzuführen. er. en, du

Der neue Geiſt in der Reichshauptftqh
Jm Folgenden geben wir einige kleine Zeitbilder wieder, d die jene

ven neuen Geiſt in Preußiſch-Berlin von 1920 ohne h en wer
Kommentar draſtiſch zum Ausdruck bringen: ſielgenan!

Der verbotene Friedrich der Große. Folgendes he eiEeſchichtchen wird uns berichtet: Der Beſuch des n Zeit b
Palais bei Potsdam iſt ſeit kurzem wieder frei ehehe nwergeßli
und die BVeſichtigungen finden ſtets unter großer Teilnahme ſt n gen.Dieſer Tage führte der Kaſtellan wiederum eine Anzahl e Ferr Hörſ
ſucher durch die Säle und gab ſeine gewohnten Erk m jedeläWenn er von dem Erbauer ſprach, ſo geſchah dies r jeſe Hir rgiſch
von Friedrich II.“, alſo etwa „dieſe Uhr war ein Gef
der ruſſiſchen Kaiſerin an Friedrich II.“, oder „hier in d anlaſſen
Saal pflegte Friedrich II. die fremden Geſandten zu empfangen
Schließlich fragte einer der Beſucher den Erklärer in höflig, Folge
vwachdenklichem Tone: „Sie ſprechen immer von Friedrich II z
denn das derſelbe, den wir ſonſt gewöhnt ſind, als den örofe d
zu bezeichnen Die Antwort lautete: „Jawohl, mein Herr
e iſt üns verboten worden, von Friedrichze MGroßen zu ſprechen, wir müſſen immer Fried trich II. ſage ni“ rErlebnis auf der Wannſeebahn. Sonntag abend, 3 Igſ n De
Jedes Abteil iſt vollgeſtopft, das meine vorwiegend mit Leutn Den m u
aus dem Arbeiterſtande, die von ihrem Ausflug heimte r c
Auf der letzten Station iſt eine ältere Frau zugeſtiegen; natie er V
lich findet ſie, wie ſo viele andere, keinen Sitzplatz. An de zu
nöchſten Halteſtelle ſteigt jedoch jemand aus, aber ſchnell
einer von den Männern hingeſetzt. „Eigentlich käme der p

hat ſig

mir zu“, meinte die Frau etwas ärgerlich. „So? a
denn?“ „Na, ich habe den ganzen Tag gearbeitet. G Nili
arbeitet? Am Sonntag? So ſehen Sie aus! Sie wiſe diktiert
überhaupt nicht, was arbeiten heißt“, entgegneten die „Kavaliere r zu Ve

er „Und überhaupt, wer arbeitet, der i Jeum m!“
7

Die beleidigte Unſchuld. Dieſer Tage auf einem vol,
Potsdam

Pärchen, er ein
beſetzten Dampfer von Wannſee na
Unter den Beſuchern befindet ſich auch ein
Fremder, wahrſcheinlich ein Zivil tragender franzöſiſche

oldat, und ſie na, ſie war nicht weit her!

s ſehr gern gefallen.
Herren zunächſt dem Mädchen Vorſtellung machten, wie ſie
käme, ſich Derartiges von einem Fremden gefallen zu
worauf die holde Dame grob wurde, und der Begleiter in
brochenem Deutſch einſtimmte, ſogleich die Fauſt ballend. J
Herren gingen zum Kapitän und ſtellten ihm vor, daß er
ſeinem Schiff ein derartiges, die guten Sitten verletzendes Le
nehmen nicht dulden dürfe. Nach längerem Hin und Her wurde
das ſaubere Pärchen gezwungen, den Dampfer an der nächſten
Halteſtelle zu verlaſſen. Nun aber das Schönſte: ein unbeteiligter
Jüngling ſpielte ſich zum Ritter der beleidigten Unſchuld aufl

ein ge
ſundes Empfinden für deutſchen Anſtand bewahrt haben: „Sie
Er ſagte zu den Herren, die ſich glücklicherweiſe noch

haben Deutſchland einen ſchlechten Dienſt er
wieſen! Der Franzoſe wird ſich ſofort beſeiner Behörde beklagen, und wir werden die

Und dieſer edle JünglingFolgen zu tragen haben!“ 2fand auch noch dieſen und jenen, der ſeine Meinung teilte

Die Entwaffnung Deutſchlands und die
Kommuniſten

Dem Reichstag ſoll demnächſt ein Geſetz über die Durch
Wie weit es ein Schlag

läßt ſich erkennen an einer Aeußerung
erſcheinenden „Kommuniſtiſchen Arbeiterzei

führung der Entwaffnung zugehen.
ins Waſſer ſein wird,
der in Hamburg
tung“ (67 vom 17. Juli):

„Nun wohl die Regierung mag die Waffen ausliefern,
in Deutſchland, die

Waffen in Händen halten, werden wiſſen, daß die Regierung
nicht über ſie verfügen kann, ſie werden die Waffen nicht aus

Alle in Deutſchland vorhandenen Waffen gehören
in den Dienſt

über die ſie verfügt! Die Männer aber

liefern
unter die Kontrolle der deutſchen Arbeiterklaſſe,
der deutſchen Revolution!“

Man wiege ſich nicht in Sicherheit, daß die Kommuniſten in
ganz Deutſchland nur wenig über 400 000 Stimmen bei den

Die Grenzen zwiſchen ihnen und
der an Zahlen mächtigen U. S. P. D., den Unabhängigen, wer
Wahlen aufgebracht haben.

den täglich ſchwächer.

Die Antwort kam wie ein kurzer Hammerſchlag. „Hein
rich hett ſös Jöhren und du kein Ein.“ Da ſchoß ihm daß
rote Blut ſauſend ins Gehirn.

Nee, ick heff kein Ein dachte er.
nicht. Der blonde Kopf aPapiere, auf ſeine alte Schultafel, darauf ſein Gericht ver
zeichnet ſtand. Er nahm es hin. Sie waren beide in dieſer
Stunde darüber hinaus, Mutter und Sohn, ſich noch um
die Schuldfrage aufzuhalten. Wer hat ſchuld und wer hak
nicht ſchuld? Das iſt einerlei jetzt. Wem der Packen zuge-

hört, der trägt ihn. n„Schriew mi dat allens af, bring mi dat in Reih und
Ornung“, befahl die Matte. Sie hatte ſolange neben dem
Schreibſchrank geſtanden, jetzt tappte ſie ſich zu einem Stuhl
ſetzte ſich, die Hände im Schoß, ſah zu, wie ihr Junge ihren
letzten Willen aufſchrieb.

Sie ſah zu ohne Bewegung. Jhr verrunzeltes altes
Geſicht blickte ſtumpf und gleichgültig. Da ſaß er nun, der
Jung, der Tien. Auf den hatte ſie gewartet, an manchen
langen bittren Tag in dieſem Winter von früh bis zu
ſpäten Nachtſtunde, wenn ihr ſchlecht geweſen war, ſie m
würdige Anzeichen ihres Körpers ſpürte und die Kraf
unter ihr verfielen.

Was hatte ſie den Jungen lieb gehabt! Um den
ſie, als er noch klein war und die Geſchäftsarbeit auf t
lag, nachts aus ſteinſchwerem Schlaf aufgewacht, hatte i
herausgerappelt, ihn zugedeckt, weil immer wieder u
dicken Beinchen die Decke abſtrampelten. Was hatte ſie n
einmal ſich von Sinnen geängſtigt, wenn mit dem Jungen
etwas nicht ganz in Ordnung war. Jedem Menſchen, ge
dem etwa nicht gut tat, und ſeien es hochgelehrte Lehre
und Profeſſoren, wäre fie gern an die Gurgel gefahren.
Was hatte fie ſich zuletzt hierher verſchifft in das abgele u
öde weiße Haus, wenn es nicht um den Tien war. d n
oben ſollten ſeine Jungens mal ſpringen und ſich um den
Zaun jagen, daß es gellte.

(Fortſetzung folgt.

it her! „Er“ benahſich ihr gegenüber, als ob beide allein in irgendeinem ver
dwiegenen Stübchen eines „Lokals“ ſäßen, und ſie ließ ſ

Es wurde ſo toll, daß ſchließlich einige

laſſen,
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x tgörſing als Oberpräſident“ „regiert“
e je „Kreuzztg. ein neues Veiſpiel:rin friſche Regierung hat von der kaiſerlichen Reren h el en aus dem ar

J offigieren das Recht zum Tragen ihrer bisherigen
e mform zu verleihen. Vor k1 nun das

en ndespräſidium in Detmold bei dem Reichsvat den
elt, veranlaſſen wollen, daß weitere derartige Verx gef dur die „dem tengeiſt Vorſchub geleiſtet und das

en weiter Volksſchichten zum Volksſtaat beeinträchtigt
eterbleiben. Dagegen hatte es in ſeinem Antrage aus
7 rtlärt, nicht ſo weit gehen zu wollen, daß den Per-

jene Erlaubnis einmal erhalten haben, ſie nun wieder
e erden ſolle. Dieſen Schritt hat jetzt Herr Hörſing,

nannte Oberpräſident der Provinz Sachſen, getan,
ſeeilen Offizieren verboten hat, bei den int bevorſtehenden Regimentsfeiern zur Erinnerung anel ſchen Auguſttage von 1870 die Uniform an

perge

Werſing maßt ſich hier wieder einmal ein Recht an,er e Wonpe eng fehlt und wir wollen oſer es 2
i Hi nweiſes bedarf, um den Reichswehrminiſter zu

chiſchen Zurückweiſung dieſes unerhörten Uebergriffes

anlaſſen

Folgen des Kohlendiktates für unſer
deutſches Wirtſchaftsleben

gemeinſamen Sitzung des Bergbauvereins,Naigten Handelskammern des rheiniſch-
Induſtriebezirks und des Vereins

der gemeinſamen wirtſchaft
Intereſſen in Rheinland und ere pirde u. a. über die Verhandlungen in Spa und ü

en des Kohlendiktats für unſer deutſches Wirtſchafts
berichtet. Viele Deutſche hatten ſich der Täuſchung hin

zu Verhandlungen geladen 4 ſein. Die Abſicht der
gar aber von vornherein auf die Diktatform abgeſtellt,

m in den einzelnen Fragen in den eingehenden Vor
n in San Remo und Hythe mühſam erzielt hatte.

Militärfrage iſt diktiert worden und in der Kohlenfrage
tiert werden. Wenn es entgegen den Wünſchen der

te zu Verhandlungen gekommen iſt, ſo iſt das der deut
Sprache zu danken, die von den deutſchen Sachverſtändigen

wurde. Zum erſten Male hat die Entente auf
er Seite energiſchen Widerſtand
penigſtens in der Form nachgegeben. Wenn heute die

epreſſe über die Sachverſtändigen und beſonders über
!tinnes in übler Weiſe herzieht, ſo ſollte das für uns
e ein Zeichen dafür ſein, daß dieſe Männer die
ligen Worte gefunden und richtigen Weg

haben, und wenn ſie von der Entente bekäm
n ſo geſchieht das nur, weil ſie des deutſchen Volkes

Leſe furchtles und deutlich vertreten haben. Die aus-
ſche Preſſe die ſich immer geſchickt auf die deutſche Volks
eingeſtellt hat, will dieſe Männer vor allem in den

m ihrer Volksgenoſſen herabſetzen und fün künftige Ver
ungen ausſchalten. Es iſt kläglich, daß ein Teil der
hen Preſſe auf dieſes feindliche Manöver hereinfällt, ſich

Peinung von unſeren Feinden einflößen läßt ſo den
ten der Gegner in die Hände arbeitet.
Fachlich iſt in der Kohlenfrage nicht viel er-
t worden. Die Forderung der Entente war
Rill. Tonnen im Monat, Priorität der Lieferungen an die
te vor anderen Lieferungen, ein ausführliches Kontroll

und Strafe für Nichterfüllung. Erreicht hat man
Ermäßigung der Lieferungsverpflichtung auf 2 Millionen
en, Erleichterung der Kontrollvorſchriften, eine Zuſage in

auf die oberſchleſiſchen Lieferungen, eine geringe Er-
n der Bezahlung und einen Kredit in Höhe der Differenz
hen dem zu zahlenden Preiſe und dem Weltmarktspreiſe für

ng bon Lebensmitteln.

ch mit
T

un. Die Reichszentrale für Kriegs und Zivil
ne teilt mit: Die beiden aus dem Transport kriegs-
ener Ruſſen ausgeſonderten e

RNoſes, geb. 5. 5. 88 in Ügzhorod.
waltät wird nachgeprüft. Fü

ng iſt

Die BeamtenBeſoldungs vorlage angenommen
Stadtverordneten Sitzung

Die neue Beſoldungsvorlage der ſtädtiſchen Beamten
und ſtändig Angeſtellten vor dem Stadtparlament, der letzten
Jnſtanzl! Kein Wunder, daß geſtern trotz der Gluthitze der
heurigen Hundstage die Empore des ehrwürdigen Rathaus
ſaales eine ſchier beängſtigende Fülle von Zuhörern aufwies.
durch deren Reihen ein Aufatmen ging, als der Stadtver-
ordnetenvorſteher den Beſchluß der Verſammlung verkündete,
daß ſie die Mogiſtratsvorlage im weſentlichen unverändert
angenommen habe. Da wird geſtern abend eitel Freude und
Jubel in den beteiligten Kreiſen geherrſcht haben. Die
ſtädtiſcher Beaniten konnen mit dieſer Beſoldungsreform
allerdings recht zufrieden ſein, ſtehen ſie ſich doch jetzt im
Gegenſatz zu früher z. T. beſſer als ihxe Kollegen im Staats
dienſt und vor allem weit beſſer als ſehr viele Privat
angeſtellte, denen überdies im Alter keine Penſion winkt.
Freilich, Geld koſtet der geſtrige Beſchluß unſere gute Stadt
wieder. Betragen doch die Geſamtkoſten der Neuregelung
8 Millionen Mark, d. h. 800 000 Mark mehr, als in den
Haushaltsplan eingeſtellt worden ſind. Dieſes Defizit, das
ſich überdies bei Einreihung Halles in die nächſthöhere Orts-
klaſſe um 915 000 Mark erhöhen würde, ſoll durch eine
intenſivere Ausnutzung des Achtſtundentages gedeckt werden,
wodurch bis zum Ende d. J. 114 Hilfskräfte entlaſſen werden
können. Eigentlich ein Mißtrauensvotum für die ſtädtiſchen
Beamten als ob ſie vorher ihre Dienſtſtunden nicht reſt
los ausgefüllt hätten!

Jm übrigen wurde die Vorlage, über deren einzelne
Punkte der nachſtehende Sitzungsbericht alles Nähere beſagt,
im weſentlichen unverändert angenommen. Meinungs-
werſchiedenheiten, die teilweiſe recht langatmige Debatten
auslöſten, beſtanden in der Hauptſache hinſichtlich der Kinder
zulagen und des Ausgleichszuſchlages. Die Ergebniſſe der
Aenderungsanträge laſſen ſich folgendermaßen zuſammen
faſſen: Den ſtädtiſchen Beamten ſteht ein Rechts
anſpruch auf ein Aufrücken in eine höhere Dienſt-
altersſtufe zu. Die Kinderzul a gen werden bis zum
21. Lebensjahre gezahlt, ſofern die Kinder kein reichs
einkommenſteuervpflichtiges Einkommen haben und ſofern ſie
ſich in Schul oder Berufsausbildung befinden. Bezüglich
der Beſoldung der Magiſtratsmitgli eder
wurde beſchloſſen, dieſe in Gruppe XIII einzureihen. Dem
Bürgermeiſter wurde überdies eine Amtszulage in Höhe
von 8000 Mark jährlich zugeſprochen. Die Sonderbezüge
des Oberbürgermeiſters ſollen erſt nach Klärung der An
ſprüche Dr. Rives feſtgeſetzt werden. Gleichzeitig wurde die
Aufwandsentſchädigung der unbeſoldeten Stadträte von 200
auf 400 Mark je Monat, die der Stadtverordneten von 5
auf 8 Mark je Sitzung erhöht.

Des weiteren wurde die Beſoldungsvorlage für die
Lehrperſonen an den höheren, Volks und Fachſchulen ange
nommen; ſie erfordert an Mehrkoſten 3,7 Millionen Mark.

i t
Mit einer Stunde Verſpätung eröffnet Stadtverordneten

vorſteher Hennig um 5 Uhr die Sitzung und macht Mitteilung
von einem eingegangenen Dankſchreiben der Stadtverord
netenverſammlung in Allenſtein auf das von der Stadtverord
netenverſammlung in Halle an dieſe gerichtete Glückwunſchtele-
gramm. Weiter ſind eingegangen ein Geſuch der Arbeits
gemeinſchaft freier Angeſtellter der Chorſänger und Ballett
amgeſtellten, die eine Aufbeſſerung ihrer Bezüge wünſchen und
ein Geſuch des Reichsvereins ehemaliger Kriegsgefangener, um
Erhöhung ihrer wirtſchaftlichen Beihilfe. Die heimgekehrten
Kriegsgefangenen ſprechen in einem Geſuch die Bitte aus, ſie
für 3 bis 6 Monate nach ihrer Rückkehr in die Heimat von der
Steuer zu befreien. Dieſe Geſuche werden ſolange zurück
geſtellt, bis der Magiſtrat Stellung dazu genommen hat.

Kürbs (Unabh.) und Genoſſen vichteten folgende Anfrage an
den Magiſtrat:

„Jſt der Magiſtrat bereit, der StadtverordnetenVer
ſammlung mitzuteilen, welche Schritte bereits unternommen
ſind, um den Antrag des Sozialiſierungs- Aus
ſchuſſes vom 13. Juli betr. Abſchluß von Lieferungs
verträgen mit landwirtſchaftlchen Organi-
ſationen zur Durchführung zu bringen

Dieſe Anfrage ſoll vom Magiſtrat in nächſter Sitzung be

Den
antwortet werden.

Hierauf wird in die Tagesordnung
Hauptpunkt derſelben bildete die
Beſoldungsordnung der ſtädtiſchen Beamten und Lehr

perſonen.
Hierüber berichtet Stadtverordneter Ho e (Dem.) als Be

richterſtatter des Haushaltsausſchuſſes in ausführlicher Weiſe.
Er führt aus, daß die beteiligten Beamtenausſchüſſe ihr Einver
ſtändnis im Großen und Gangen mit der Vorlage ausgeſprochen
haben und eine möglichſt ſchnelle Erledigung wünſchen. Zu der
Vorlage ſelbſt ſind eine Reihe Petitionen eingegangen, und
zwar bitten die Feuerwehrleute um Gleichſtellung mit den
Poligeibeamten. Der Haushaltsausſchuß hat dieſe Petition als
erledigt betrachtet, da dieſem bereits Rechnung getragen iſt.
Die Lehrer der Peſtalozziſchule bitten ebenfalls um
Gleichſtellung mit den Mittelſchullehrern. Der Haushaltsaus-
ſchuß empfiehlt, die Petition einſtweilen zurück zuſtellen. Ferner
bitten die Vereinigten Beamtenagausſchüſſe, den
vorliegenden Beſoldungsplan für die ſtädtiſchen Beamten ohne
Aenderung zu genehmigen und den Rechtsanſpruch auf die
ſteigenden Gehälter zu gewähren, dieſes empfiehlt der Ausſchuß
dem Magiſtrat zur Berückſichtigung zu überweiſen. Jn einem
Schreiben beſchweren ſich die Penſionäre, daß ſie im Beſoldungs
plan nicht berückſichtigt worden ſeien. Dies trifft aber nicht zu.

Des weiteren führt der Referent aus, daß durch die neue
Beſoldungsvorlage die Gleichſtellung der ſtädtiſchen Beamten
mit Reich und Staat hergeſtellt werde. Ein ewiger Streitpunkt
war bisher das Fortfallen des Wohnungsgeldes
bei den ſtädtiſchen Beamten, ſie erblickten darin eine Zurück-
etzung den Staatsbeamten gegenüber. Die Vorlage geht ſogar

in manchen Punkten über die Gehälter der Staatsbeamten
hinaus, namentlich bei den Polizeibeamten, doch hat der Haus
haltsausſchuß der Magiſtratsvorlage zugeſtimmt. Jm Haus
haltsausſchuß beſtanden keine Meinungsverſchiedenheiten über
die Penſionsberechtigung. Die Beſoldungsſätze werden nach den

ichen Sätzen geregelt, mr mit dem Unterſchied, daß die ſeit
1. April 1919 in Ruheſtad gerrelenen Beamten ſo behandelt wer
den, als ob ſie am 1. April 1920 noch im Dienſt ſtanden.
Anders liegt es mit den früheren in den Ruheſtand verſetzten
Beamten. Dieſe erhalten ihre bisherige Penſion weiter
unter Gewährung eines Zuſchuſſes. Es liegt hier eine Unge
rochti vor, jedoch iſt die ſichere Zuverſicht vorhanden, daß die

We 3 2 W dieſe beſeiti dit die Penſionäre zu ihrem Rechte men. em
Grunde konnte die Stodt nicht anders verfahren.

Der Referent empfiehlt den Beſoldungsplan, wie er vor
bregt, im Namen des Haushaltsausſchuſſes zur Annahme Soll
ten ſich Härten herausſtellen, ſo ſollen dieſe mit den Zeit aus

eingetreten.

geglichen werden. Referent glaubt, daß man durch die Annahme
des Veſoldungspianes den ſtädtiſchen Beamten, die während des
Hrieges den anderen Berufsgruppen gegenüber recht ſtiefmütter
lich behandelt worden ſind, in jeder Weiſe gerecht wird. Zu
dem Geſamteinkommen der ſtädtiſchen Beamten wird alsdann
ein Ausgleichszuſchlag in Anbetracht der gegenwär Teue
rung gewährt. Referent trägt die einzelnen Punkte Beſol
dungsordnung vor, über die wir bereits berichtet haben. Der
Aechtsanſpruch auf ein Aufrücken in eine höhere Dienſtalters
ſtufe iſt vom Haushaltsausſchuß anerkannt worden. Betr. der
Kinderbeihilfe ſieht das Reich drei Altersgrenzen vor,
und zwar bis zu 6, 14 und 21 Jahren. Der Haushaltsausſchuß
Hat mit Stimmenmehrheit beſchloſſen, die Kinderbeihilfe nur bis
zuw 16. Lebensjahr zu gewähren. Der Referent, der ſich mit
dieſem Beſchluß nicht einverſtanden erklärt, betont, daß gercde
die mittleren und Unterbeamten davon betroffen werden. Er
beantragt die betreffende Eingabe des Beamtenausſchuſſes, es
auf 21 Jahre zu belaſſen, dem Magiſtrat zur Berückſichtigung
zu überweiſen. Dem Wunſch der ſtädtiſchen Angeſtellten, ein

onatsgehalt im voraus zu erhalten, konnte der Ausſchuß nicht
ſtattgeben, es ſoll der alte Modus beibehalten werden. Hinſicht-
lich der Lehrergehälter iſt die Stadt an die ſtiatlichen
B. ſtimmungen gebunden. Die Mittelſchullehrer haben den
Wunſch geäußert, die Regelung ihrer Gehälter ſolange hinaus-
zuſchieben, bis eine ſtaatliche Regelung erfolgt ſei.

Die der Stadt durch die neue Beſoldungsreform erwachſen
den Koſten belaufen ſich auf s Millionen Mark, die für die
Lehrerbeſoldung auf 8,7 Millionen Mark. Da im Etat nur 7,2
Millionen hierfür ausgeworfen ſind, iſt ein Fehlbetrag von
800 000 Mark zu verzeichnen. Dieſe ſollen dadurch gedeckt
werden, daß eine Reihe unbeſetzter Stellen weiter unbeſetzt
bleiben ſoll, und daß ferner der achtſtündige Arbeitstag voll aus-
genützt wird. Man hofft dadurch das Aushilfsperſonal am 1. Ok-
tober um ein Drittel und am 1. Januar nächſten Jahres um ein
weiteres Drittel herabzumindern.

Für die Neuregelung der Gehälter der Magiſtrats-
mitglieder wurden Grundgehälter von 13 200 bis 20 000
Mark vorgeſchlagen nebſt 3200 Mark Ortszuſchlag, Kinder
beihilfen und entſprechenden Ausgleichszulagen. Der Ober-
bürgermeiſter und der Bürgermeiſter ſind in dieſer Vorlage nicht
mit einbegriffen. Dem Bürgermeiſter ſoll ferner eine Amts-
zulage im Betrage von 8000 Mark gewährt werden. Ueber die
dem Erſten Bürgermeiſter zu gewährende Amtszulage nebſt Auf-
wandsentſchädigung iſt in der Beſprechung der Fraktionsvor-
ſitzenden noch keine Einigung erzielt worden.

Nunmehr ergreift Bürgermeiſter Seydel das Wort zu
etwa folgenden h Die Beſoldungsvorlage iſt auch
ſehr bedeutſam hinſichtlich der erforderlichen Mittel, doppelt be-
deutſam in einer Zeit, da die finianzielle Lage der Stadt ohnehin
recht ungünſtig iſt. Jn manchen Kreiſen iſt die Anſicht ver
breitet, daß wir bei der Beſoldungsreform über das notwendige
Maß herausgegangen ſind. Andererſeits iſt zu berückſichtigen,
737 ſie erſt erfolgt iſt, nachdem die Löhne der ſtädtiſchen Arbeiter
und Hilfskräfte bedeutend erhöht worden ſind. Es liegt überdies
auch im Jntereſſe der Bürgerſchaft, für die ja unſere Beamten
in erſter Linie arbeiten, für dieſe gut zu ſorgen, denn

nur ein materiell unabhängiger Beamtenſtand iſt
leiſtungsfähig.

Dafür muß die Beamtenſchaft uns durch geſteigerte Leiſtung zu
C helfen. Tatſächlich haben auch die Beamten durch ihre

erufsvertretungen dieſes Verſprechen gegeben, u. a. durch Ver-
längerung der Arbeitszeit von 7 aufs Stunden.
Jch bitte Sie, die Vorlage einmütig und ohne weſentliche Aende-
rungen anzunehmen.

Stadtv. Balke (Dem. ſtellt den Antrag, den Paſſus betr.
Kinderbeihilfen in der Faſſung der Magiſtrotsvorlage
wieder herzuſtellen mit dem Zuſatz, daß die Kinderbeihilfen nur
an ſolche Kinder gewährt werden, die kein reichseinkommenſteuer-
pflichtiges Vermögen beſitzen und ſich noch in Schul oder Be-
rufsausbildung befinden. Stadtv. Dürrfeld (Mehrheitsſog.
erklärt ſich im Namen ſeiner Fraktion mit der Magiſtratsvorlage
im allgemeinen einverſtanden.

Stadtv. Günther (U. S. P.): Wir ſind einverſtanden, daß
die Bezüge der Beamten erhöht werden, beſonders die der ün-
teren Gruppen. Hinſichtlich des Ausgleichszuſchlages
beantragt er, daß dieſer bis Gruppe V auf 60 Proz. erhöht und
in den weiteren Gruppen um je 5 Proz. bis zu einem Minimum
von 30 Proz. herabgeſetzt wird. Hinſichtlich der Kinderbei-
hilfen vertritt er den Standpunkt, daß dieſe nur bis zum
16. Lebensjahre gezahlt werden dürften. Hierzu bemerkt Stadtv.Grauenhorſt Weehrheiteſog), daß gerade die Unabhängigen
die Kinderbeihilfen, die in einem früheren Tarifvertrage bis zum
18. Lebensjahre ausgedehnt waren, abgelehnt haben. Stodtv.
Buſſe (Deutſchn.) tritt gleichfalls für eine Gewährung der
Kinderbeihilfen bis zum 21. Lebensjahre ein, da ſonſt z. B. auch
den Lehrerkindern gegenüber für die Kinder der ſtädtiſchen Be
amten eine Ungerechtigkeit bewirkt würde. Eine neue Gruppen-
einteilung lehnen wir ab, hoffen aber, daß der Magiſtrat be
ſtehende Härten ausgleichen wird.

Stadtrat Velthuyſen: Jch kann beſtätigen, daß die Be-
amtenausſchüſſe ihr Einverſtändnis mit der Vorlage erklärt
haben. Es iſt auch vorgeſehen, daß der Magiſtrat etwaige Härtenbeſeitigen wird. Bei der von der U. S. g beantragten Aende-
rung der Kinderbeihilfen würden aus den oberen Gruppen nur
6 Kinder, aus den Gruppen II--VIII indeſſen 175 Kinder be-
troffen werden. Ein ſozialer Ausgleich vollzieht ſich alſo hier-
durch nicht. Hinſichtlich der Aenderung des Ausgleichszuſchlages
befürchte ich gleichfalls Ungleichheiten.

Stadtv. Volbracht (Mehrheitsſoz.) bemängelt, daß die
Magiſtratsbauräte in Gruppe XI, der Stadtbauinſpektor indeſſen
in Gruppe X eingereiht ſind. Demgegenüber erklärt Stadtrat
Velthuyſen, daß der neue Stadtbauinſpektor erſt ſeit ganz
kurzer Zeit im Amte ſei und im übrigen die Möglichkeit habe, in
eine höhere Beſoldungsgruppe aufzurücken. Frau Stadtv.
Krüger (U. S. P.) iſt der Meinung, daß bei der Beſoldungs-
reform die Frauen benachteiligt worden ſeien. Dieſen Ein
wand entkräftet Stadtrat Velthuyſen durch den Hinweis, daß
Halle nach dieſer Richtung hin wohl an der Spitze aller anderen
Städte ſtehe.

Nachdem die Unabhängigen Stadtv. Hildebrandt und
Günther nochmals für eine Herabſetzung der Kinderbeihilfen
bis zum 16. Lebensjahre eingetreten ſind, ſchreitet die Ver-
ſammlung zur Abſtimmung über die Aenderungsanträge.Es wird einſtimmig beſchloſſen, daß den ſtädtiſchen Beamten ein

Rechtsanſpruch auf ein Aufrücken in eine
höhere Dienſtaltersklaſſe u n Der AntraBalke (Kinderbeihilfe) wird gegen die Stimmen der U. S. P.
angenommen, der Antrag Günther betr. Aenderung
re i bazufchtages gegen die Stimmen der U. S. P. ab
gelehnt.Die Verſammlung tritt nunmehr ein in die Beſprechung
über die

Beſoldung der Magiſtratsmitglieder.
Der Antrag des Aelteſtenausſchuſſes, die Magi F rats

mitglieder ausſchließlich des Bürgermeiſterg und Ober
bürgermeiſters in Grup J e XIII r en, wird einſtimmig
angennommen, desgleichen der Antrag, dem Bürger
meiſter überdies eine Amtszulage von 8000 Mar?
jährlich zu W 7 und ihm ſeine e Dienſtzeitan
als Stadt das Beſoldungsdienſtalter anzurechnen.

Für den Oberbürgermeiſter iſt vom
ſchuß neben einen Amtsanlase 434 Diendaunf



wandsentſchädigung vorgeſehen worden. i dieſer
Gelegenheit ſtellt Stadtv. Gelhaar (U. S. P.) den Antrag, die
Regelung dieſer Bezüge bis zur Klärung des Rücktrittsgeſuches
Dr. Rives zurückzuſtellen, mit dem Hinweis, daß der Ober-
bürgermeiſter bei einer Erhöhung ſeiner Bezüge noch höhere An
ſprüche als er bisher geſtellt habe, geltend machen werde.
Stadtv. Herzfeld (Dem.): Es handelt ſich hier nicht um

die Faſtſetung einer Amtszulage für eine Perſon, ſondern für
eine Dienſtſtelle. Wir wollen die Bezüge lieber heute feſtſetzen,
denn ſpäter könnte vielleicht von rechtswegen bei einem Vergleich
mit anderen Städten auf eine weit höhere Summe erkannt werden.
Mein Antrag geht dahin, die Amtszulage für den Bürgermeiſter
auf 15 000 Mark, die jährliche Aufwandsentſchädigung auf 12 000
Mark feſtzuſetzen. Bürgermeiſter Seydel ſchließt ſich den Aus
führungen des Vorredners an und erſucht, die Bezüge für den

H. SPportbertchte Deutſche Wagyonverkänfe
1. Merſeburger Turn und Sporxtfeſt.

Leibesübungen, e. V. Merſeburg, veranſtaltet am kommenden
Sonntag ſein erſtes Turn und Sportfeſt. Vormittags 9 Uhr
finden die Endkämpfe in der Leichtathletik, turneriſche Wett-
kämpfe und Wettkämpfe für Damen ſtatt. Nachmittags allge-
meiner Aufmarſch mit Freiübungen, Mannſchaftskämpfe,
Staffelläufe, Kunſtturnen. Von 3 Uhr ab Jugend-Fußballſpiel.
V. f. B.- Leipzig 1. Jugend und 1. Knaben gegen die gleichen
Mannſchaften des V. f. B. Merſeburg. Nachmittags 5 Uhr
Fauſtballſpiel Olympia- Halle gegen V. f. L.-Merſeburg, an
ſchließend Liga-Fußballſpiel V. f. B.- Leipzig gegen V. f. VL.
Merſeburg Abends findet die Sieger-Verkündigung mit an-

deutſche Waggonfabriken haben mit Belgien einen
nach Rumänien

ſchluß, angeblich für 250 Millionen, getätigt. We
Der Verein für ben, nach der „Köl n. Ztg.“, zwiſchen der deu e i

induſtrie und Rumänien Verhandlungen, die aber hie W
keinem Ergebnis geführt haben. her i

Wagengeſtellung. Jm Eiſenbahndirektionshe.:
(einſchließlich der anſchließenden Privatbahnen) v
25. Juli für Kohlen, Koks, Briketts und Naßprette
5211 Wahen zu Tonnen, nicht geſtellt 29 Wagen zu w

Aktiengeſellſchaften
BVereinigte Harzer Portlandzement und Kalkinduß-

Elbingerode“ im Harz. Nach dem Geſchäftsbericht her

Ey

Oberbürgermeiſter ſofort feſtzuſetzen.
Die Abſtimmung ergibt mit 29 zu 28 Stimmen Annahme

des Antrages Gelhaar.
Nunmehr wird über die Erhöhung der Aufwands-

entſchädigung für die unbeſoldeten Stadträte
verhandelt. Stadtv. Günther (U. S. P.) beantragt, die Auf-
wandsentſchädigung um das Doppelte, alſo auf 400 Mark
monatlich zu erhöhen, während Stadtv. Her z feld (Dem.) eine
Erhöhung auf 300 Mark für ausreichend hält. Der Antrag
Vünther wird mit den Stimmen der Linken angenom-
men, und zwar werden die Bezüge vom 1. April d. J.
nachgezahlt werden.

Schließlich wird auch eine Erhöhung der Ge
bühren der Stadtverordneten beſchloſſen. Stadtv.
Günther (U. S. P.) beantragt eine Erhöhung von 5 auf 10 M.
je Sitzung, Stadtv. Gerig (Mehrheitsſoz.) von 5 aufs Mark.
Letzteren Antrag ſtimmt die Verſammlung gegen die Stimmen
der Rechten zu.

Die Verſammlung genehmigt nunmehr ohne große Debatte
die Haushaltspläne für die Kapitel Wohnungsamt, Miets-
einigungsamt, Grundeigentum, Berechtigungen und Arbeitsamt.
Bei dieſem Punkt der Tagesordnung tritt Stadtv. Hilde-
brandt (U. S. P.) für eine beſſere Beſoldung der Arbeits-
vermittler ein. Von Magiſtratsſeite wird hierzu bemerkt, daß
dieſem Wunſche bei der bevorſtehenden Perſonalreform Rechnung
getragen werde. Schluß der Sitzung gegen 8 Uhr.

Halle N. Juli.
Deutſch nationaler Kyffhäuſertag

Der Landesverband Merſeburg der Deutſch
nationalen Volkspartei veranſtaltet am Sonntag, den
29. Auguſt, mittags 1 Uhr am Kyffhäuſerdenkmal eine
wwoße vaterländiſche Kundgebung, welche ein wuchtiges Be
kenntnis zum entſchieden deutſchen Gedanken darſtellen ſoll.
Führende Politiker und Abgeordnete der Partei ſind als Redner
gewonnen; Maſſenchöre, Reigen von Jugendgruppen und ein
Trompeterkorps werden zur Ausgeſtaltung des Kyffhäuſertages

ſchließendem Feſtball ſtatt.
Wettſchwimmen „Quer durch Berlin. Kuniſch-

Breslau gewinnt die Berliner Meiſterſchaft. Die im Vorjahre
vom Reinickendorfer S. C. Delphin geſchaffene Veranſtaltung,
die man wohl mit Recht als das bedeutendſte deutſche Werbe-
ſchwimmen anſprechen darf, ging diesmal unter Leitung des
Gau I (Groß-Berlin- Berliner Schwimmerbund) vor ſich. Leider
klappte die Organiſation in dieſem Jahre gar nicht, und ſo ver

Bevölkerung, die in dichten (Gcharen die 4000 Meter lange
Strecke vom Reichstag zur Achenbachbrücke umſäumt hatte, ge
duldig aus und wurde durch ſchöne Kämpfe entſchädigt. Das
Seniorſchwimmen um die Berliner Meiſterſchcft wurde zwiſchen
dem Verteidiger Warmuth (Hellas-Spandau), Fröndhoff
(Münſter) und Kuniſch (Seleſiag-Breslau) entſchieden. Letzterer
legte gleich ein ſcharfes Tempo vor, dem nur Fröndhoff ſtandzu-
halten vermochte. Auf der Hälfte des Weges war Warmuth
ſchon etwa 40 Meter zurückgefallen, und am Ziel um etwa
100 Meter geſchlagen, während Kuniſch in prachtvollem End-
kampf Fröndhoff um etwa 4 Meter ſchlug und die vorjährige
Zeit um etwa 2 Minuten verbeſſerte. Bei den Damen fand Frl.
Murray (Germania-Weißenſee) erwartungsgemäß keine eben-
bürtige Gegnerin und gewann wie ſie wollte. Jn der Junior-
klaſſe machte ſich Balzer (Hellas-Magdeburg) bald von ſeinen
Gegnern frei und ſiegte ebenfalls unangefochten.

Ein ſegensreicher Beſchluß. Die Vollverſammlung des
hieſigen Studentenausſchuſſes hat folgenden Beſchluß gefaßt:
Studierende haben nach Abſchluß ihres Studiums den ſchrift-
lichen Nachweis zu erbringen, daß ſie ſich während zweier
Semeſter an turneriſchen oder Leibesübungen
beteiligt haben.

Abdruck der mit einem verſehenen Original- Artikel und Original- Meldungen de
volkswirtſchaftlichen Teils nur mit genauer Queſſenangabe Halleſche Zeitung geſtattet

Einkaufsgenoſſenſchaften der Kaufleute
Der 12. Verbandstag des Verbandes deutſcher kaufmänniſcher
Genoſſenſchaften e. V. Berlin fand vor kurzem in Nürnberg unter
lebhafter Beteiligung aus allen Teilen des Reiches ſtatt.

Der vorgelegte Vorſtandsbericht wurde mündlich ergänzt. Die
Bewegung des genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluſſes der Klein
kaufleute hat erhebliche Ausdehnung gefunden. Die Reichs

zögerte ſich der Start erheblich. Trotzdem harrte die Berliner

Entwicklung erheblich ungünſtiger geſtaltet, als d ie Ve n
angenommen hatte. Es iſt dies aus den allgemein
Umſtänden zu erklären. Vor allen Dingen hat beld
fabrikation unter Kohlenmangel gelitten. Der ſich
Verluſt von 196 107 M. ſoll dem Reſervefonds
den. Jm Vorjahre konnten 8 Prozent Dividende verten
Jm laufenden Jahre iſt das Unternehmen be

Erfurter elektriſche Straßenbahn.
Aktien an der Berliner Börſe notiert werden, arbeiter
teilung der Direktion, gegenwärtig trotz des
monatlich 50 000 Mark Verluſt, ſo daß der 5
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Berliner Börſenberichte
Börſenſtimmungsbild. Das Einverſtändnis der

Räteregierung zur Aufnahme der Waffenſtill
lungen mit Polen hat auf die zu Ende der vorigen We
gewordene Stimmung an der Börſe
Publikum beruhigend gewirkt.
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Seit dbeitragen. Vaterländiſch geſinnte Männer und Frauen aus s dio G Amſterd. Rotterd. 1413.60 1416.40 NewYorkI ichs ſtud will regierung hat allerdings die Einkaufsgenoſſenſchaften der Kauf üſſel-Antwerp. 337,15 337,5 Varis blichallen Teilen des Reichs ſind willkommen ynd werden gebeten, ihre leute ſtark zurückgeſetzt und benachteiligt. Auch bei dem vor en v 65435 655.65 Schweiz nerre
Teilnahme bei der nächſten Ortsgruppe der Deutſchnationalen läufigen Reichswirtſchaftsrat ſind die Einkaufsgenoſſenſchaften Kopenbagen 65065 Spanien Bei u
Volkspartei anzumelden. Zur Hin und Rückbeförderung der nicht n ihrer Bedeutung berückſichtigt worden. e r De (altes die
Gäſte werden im Bedarfsfalle Sonderzüge geſtellt. Einſtimmig nahm der Verbandstag eine Entſchließung an. talien 22525 Prag Z2 delt, habendie zum Ausdruck brachte, daß die Genoſſenſchaften mit dndon 5415 l Budapeſt 37 hindern.

allen Berufskreiſen, insbeſondere mit den en e vaf tic i in Arbeit zuſammenſtehen wollen. afernotierungen:Abgabe der Erkläru War Sir le Die inz e Nee wer ſegne Für eine etwaige Aenderung des Genoſſenſhafg- Berlin, 26. Jul. Jnländiſcher Hafer, für 100 v m
geſetzes wurden auf Grund langjähriger praktiſcher Er loko ab Speicher frei gen loko ab Bahn Ah re

Das Umſatzſteueramt für den Saalkreis bittet uns um Auf- fahrungen Vorſchläge gemacht. ſofortige Abladung ab Abladeſtationen 2540--2560 Mark udigun
nahme folgender Bekanntmachung: Bis zum Schluſſe des
Monats Juli d. J. ſind: 1. die Herſteller und die Kleinhändler
von Artikeln, die der neuen Luxusſteuer (vom 24. Dez. 1919)
unterliegen, ſowie 2. alle Gaſthofsbeſitzer und Bürger, die gegen
Entgelt tageweiſe oder auf längere Dauer Schlaf- und Wohn
väume gewähren, ſoweit ſie dadurch der erhöhten Uannſatzſteuer
unterliegen, und 3. alle Hausbeſitzer, die gegen Entgelt Be
kanntmachungen, Reklameſchilder uſw. an ihren Grundſtücken
anzubringen gewähren und deshalb erhöhte Umſatzſteuer zu
zahlen haben, verpflichtet ihre Erklärungen im Umſatzſteuer
amte abzugeben. Wir erſuchen die Erfkiärungen binnen
ſpäteſtens 14 Tagen hier einzureichen.

Es wird noch bemerkt, daß von der Veranlagung
Luxusſteuer und erhöhten Umſatzſteuer nur ausgenommen
die Zeitungen und Zeitſchriften wegen der Angzeigenſteuer und
die Banken, Sparkaſſen und Kreditgenoſſenſchaften wegen der
Verwahrungsſteuer. Für dieſe Betriebe erſtrecken ſich die Aus
führungsbeſtimmungen des Steuerabſchnittes auf ein volles
Kalenderjahr.

der

ſind

Die Einigungsverhandlungen im Mitteldeutſchen
Braunkohlenrevier

Bereits geſtern, Montag, nachmittag traten die Vertreter der
Braunkohlenwerke und die Organiſations- und Wertksvectreter in
Anweſenheit des Vertreters des Reichsarbeitsminiſtertums, Dr.
Tibertius, im „St. Nikolaus“ zuſammen, um ſo ſchnell wie mög-
lich eine Klärung herbeizuführen. Aus den Verhandlungen ging
hervor, daß beide Teile, Arbeitgeber wie Arbeitnehmer, willens
ſind, einen neuen Streik im mitteldeutſchen Braunkohlenrevier
zu vermeiden. Bei Schluß der Redaktion dauerten die Verhand-
lungen noch an. Der Schiedsſpruch dürfte erſt ſpät abends
gefällt werden.

WVWichtig für Grundſtücksbeſitzer. Unter Bezugnahme auf
die Bekanntmachung vom 15. Juli 1919 wird hierdurch zur
öffentlichen Kenntnis gebracht, daß die Gültigkeit der Bau
erlaubnisſcheine zur Umlegung von Grundſtücksentwäſſerungen,
die in den Jahren 1915 bis 1919 erteilt worden ſind und wo die
Ausführung bisher unterblieben iſt, bis zum 1. Auguſt 1921
verlängert wird. Es bedarf daher eines beſonderen Antrages
zur Verlängerung der Gültigkeit dieſer Erlaubnisſcheine bis
zum vorgenannten Zeitpunkte nicht.

Beſchloſſen wurde weiter die Einrichtung einer
Frachtbriefprüfungsſtelle, bei der alle dem Ver
bande angehörigen Organiſationen und Mitglieder die Berech-
nung von Bahnſendungen nachprüfen laſſen können.

Des weiteren fanden Ausſprachen ſtatt über den Ausbau der
Reklame, die Zeitſchrift des Verbandes, die Aufhebung
der Zwangswirtſchaft, die. Vorſchriften über den
Verpackungszwang bei Kakao, die Preiſe für zwangs
be wirtſchaftete Waren. Es wurde Stellung genommen gegen den
überwuchernden Straßen- und Schleichhandel. DieVerſammlung ſprach ſich auch aus gegen die gewaltige Ver
teuerung der Poſt und Telephongebühren, die insbeſondere auch
den Kleinhandel belaſtet.

Verſtaatlichung des Bergbaues in Sachſen. Wie die
„Deutſche Bergwerksgeitung“ erfährt, hat das Sächſiſche Finanz-
miniſterium einen Entwurf über die Verſtaatlichung von
Kohlenbergwerken ausgearbeitet, der folgenſchwewe Eingriffe in
das private Bergbaurecht Sachſens mit ſich bringt. Jm weſent-
lichen ſagt der Entwurf folgendes: Der Staat iſt befugt, zum
Wohle der Allgemeinheit das Eigentum an Stein- und Braun-
kohlenwerken, ſoweit ſie im Gebiete des Landes Sachſen belegen
ſind, gegen angemeſſene Entſchädigung zu übernehmen. Die
Uebernahme kann auch erfolgen, wenn der Betrieb des
Bergwerks vorübergehend oder dauernd eingeſtellt ift. Mit dem
Bergwerk hat der Staat die darauf bezüglichen Rechte und
Verbind lichkeiten des Eigentümers oder Päch-
ters gegenüber Dritten zu übernehmen. Die Entſchädi-
gung für die Uebernahme durch den Staat beſteht in dem
Erſatz der von den Entſchädigungberechtigten nachgewieſenen
Geſtehungskoſten unter Berückſichtigung angemeſſener Abſchrei-
bungen unter Abzug übernommener Verbindlichkeiten. Statt
des Erſatzes der Geſtehungskoſten kann der Eigen-
tümer eines vom Staate übernommenen Bergwerkes den Erſatz
des von ihm nachgewieſenen Ertragswertes fordern. Ob
die Uebernahme eines Bergwerkes durch den Staat zum Wohle
der Allgemeinheit geboten iſt, ſtellt auf Antrag des Finanz-
miniſteriums das Geſamtminiſterium feſt, deſſen Beſchluß unan-
fechtbar iſt.

Geſetz über die Betriebsbilanz. Vor einigen Tagen ging
durch die Preſſe eine Mitteilung über den Entwurf eines Be
triebsbilanzgeſetzes, in der geſagt war, daß der Entwurf zurzeit
den Veratungen der einſchlägigen Kreiſe unterliege. Es konnte
ſomit der Eindruck entſtehen, daß es ſich um einen amtlichen
Entwurf handle. Es wird Wert auf die Feſtſtellung gelegt, daß
dies nicht der Fall iſt. Der mitgeteilte Entwurf ſtammt von einer
anderen, ebenfalls ſehr ſachkundigen Seite, die an der Angelegen-
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Geburt: Poſtſekretär Knauerhaſe (Sohn).
Verlobungen: Aenne Jerichow und Guſtav Als leben.

Glſabeth Praſt und Walter Rudolph. Erna Zim
mermann und Willy Möller.

Vermählungen: Fleiſchermeiſter Ernſt Hecklau und Käthe
geb. Fehrmann. Fritz Orling und Käti geb. Günther.

Todesfälle: Am 25. Juli Amalie Troi tz ſch geb. Richter imAm 214. g geb.
im 46. Lebensjahr. Am 24. J Marie Ufer geb.

Am 20. Anli Heingzchen Baumgarten

Prinzip die Grrichtung eines Forſchungsinſtituts für die Ze
mentinduſtrie. Die praktiſche Arbeit wird zunächſt durch die Ein
richtung einer Wärmeſtelle begonnen; darüber hinaus iſt die
Fühlung mit hervorragenden Forſchern für den Ausbau des Jn
ſtitutes genommen. Jnwieweit die Zementmaſchineninduſtrie an
den Arbeiten beteiligt iſt, wird von weiteren Verhandlungen ab
hängig ſein. Jedenfalls bedingt gerade die gegenwärtige Zeit
der Umſtellung, die durch die Kohlennnot hervorgerufen wird, in
dieſer auf Grund der verſchiedenartigen Rohmaterialverhcltniſſe
und Arbeitsweiſe ſo differenziert aufgebauten Jnduſtrie eine

Fülle brennendſter Aufgaben

Cröllwitzer Papierfabr
Daimler-Motoren
Deutseh-Luxemburg

Wrede-Mälzerei
Masch.

Zellstoff Waldhot
Otavi-Minen

Tendenz fest.

Hauvtſchriſtleiter Helmaut Bött er (verreiſ)
Verantwortlich für Politik: k. Hans Heiling: fr politiſche Nachrichten
wirtſchaft und Sport Hans Hei ling itr den geſamten Abrigen redaktionelen
ErichSellkheim. Anzeigenteil: V. Lurt Steinhanf; ſämthch in Hale

Kunſtdruckerei, Verlag der Halleſchen ZeitungOtto DThiele, Buch und delee

e Fluß

Seſchinen

Fändes,

ieſen,

i uſere

finden


	Hallesche Zeitung
	Jahr
	Monat
	Tag
	Nr. 321
	 - 
	 - 
	-
	 - 






